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Service Public: Quo vadis?
Der Service Public befindet sich im Umbruch. Die radikale Umstrukturierung des Poststellennetzes sollte zum Nachdenken anregen und dazu veranlassen, demokratische und moderne Bedingungen für den Service Public festzulegen.
Die Privatisierung der Swisscom wurde verhindert, aber es besteht kein Zweifel, dass diese Frage nach den eidgenössischen Wahlen wieder aufs Tapet kommt. Die Post hört nicht mehr auf, ihr Netz umzustrukturieren, und zwar auf eine Weise, die ihr Image als soziale Arbeitgeberin schädigt. Der Strommarkt öffnet sich, und die Gewährleistung des Service Public ist dabei noch ungewiss.
Das sind nur drei aktuelle Beispiele, die zeigen, wie sehr der Service Public unter einem Umstrukturierungs- und Liberalisierungsdruck steht. Er soll vermehrt dem Wettbewerb ausgesetzt werden. Dieser Druck ist mittlerweile ständig vorhanden. Die Liberalisierung in der EU, vor allem in den Bereichen Stromversorgung, Telekommunikation und Postwesen, wirkt sich auch auf unser Land aus.
SECO: für die Liberalisierung der öffentlichen Dienste 

Die Wirtschaftskreise, aber auch das SECO, das etwas mehr kritische Distanz an den Tag legen müsste, beurteilen die Liberalisierung der öffentlichen Dienste positiv. So spricht das SECO
 bei einem Vergleich zwischen der Schweiz und der EU von einem «leichten» oder «grossen Liberalisierungsrückstand» bestimmter Dienstleistungen gegenüber dem EU-Durchschnitt und gegenüber den «best practice-Staaten» der EU. Man betrachtet die Liberalisierung der öffentlichen Dienste vorbehaltlos und unüberlegt als etwas Positives, und wer dem Liberalisierungstrend nicht folgt, ist «im Rückstand».
Der Service Public in der Schweiz hat jedoch bis jetzt die Qualität seiner Infrastruktur und seiner Leistungen bewiesen. In einer Studie der KOF
 erhält der Service Public in unserem Land im internationalen Vergleich sehr gute Noten, und sein Beitrag zur Qualität des Standortes Schweiz wird als bedeutend eingestuft. Ein guter Service Public ist wichtig für eine ausgewogene und nachhaltige sozioökonomische Entwicklung des Landes.
Es ist richtig und gut, dass der Service Public sich entwickelt und modernisiert und dass er sich den neuen Anforderungen der Zeit und der Kunden anpasst. Aber es wäre angebracht, die Bedingungen, unter denen Änderungen vorgenommen und Entscheidungen getroffen werden, sowie die Grenzen des freien Marktes in Bezug auf die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen kritischer zu hinterfragen.

Das Marktdogma
Aus dieser Sicht muss man zwei wesentliche Elemente einbeziehen, um möglichst gute Bedingungen für einen leistungs- und anpassungsfähigen Service Public zu schaffen:  erstens mehr Demokratie bei der Entscheidungsfindung und zweitens mehr Objektivität in Bezug auf die Rolle des Marktes und des Wettbewerbs bei der Erbringung von öffentlichen Dienstleistungen.
Das Beispiel der Post zeigt die Notwendigkeit, die Arbeitnehmervertreter/nnen vermehrt in die Entscheidungen einzubeziehen. Über die Entwicklung des Service Public – im vorliegenden Fall über die Umstrukturierung des Postnetzes -  muss vorher diskutiert und verhandelt werden. Die angewendete Methode – das Personal vor vollendete Tatsachen stellen – ist eines so genannt sozialen Arbeitgebers unwürdig. Die Interessen des Personals und der Kundschaft müssen vermehrt einbezogen werden.
Die Rolle, die der Markt und der Wettbewerb für die derzeitige Entwicklung der öffentlichen Dienste spielen, muss kritisch hinterfragt werden. Es ist zum Beispiel möglich, dass die angebliche Effizienzsteigerung der liberalisierten öffentlichen Dienste lediglich das Ergebnis von schlechteren Lohn- und Arbeitsbedingungen ist. Zahlreiche Fälle – zum Beispiel in Grossbritannien – zeigen, dass eine Privatisierung von öffentlichen Diensten scheitern kann, besonders im Bereich der Eisenbahn.    
Der erhöhte Wettbewerb in bestimmten Bereichen des Service Public (z.B. Telekommunikation, Post und bald Strom) kann für Kunden und Konsumenten positiv sein, sofern eine angemessene Regulierung möglich ist. Aber man darf die Erbringung von öffentlichen Dienstleistungen nicht dem Markt allein überlassen, damit der Service Public auch in Zukunft leistungsfähig bleibt. Auf dem freien Markt kommt die Rentabilität nämlich vor dem öffentlichen Interesse, so dass die Gefahr besteht, dass die Leistungen des Service Public teurer, aber nicht besser werden und dass die territoriale Abdeckung geringer wird.
Gewisse Infrastrukturen (z.B. Wasserleitungen) haben sehr lange Investitions- und Erneuerungszyklen. Die Wasserversorgung der Stadt Zürich zum Beispiel erneuert und amortisiert ihre Leitungen über etwa hundert Jahre. Solche Zyklen gehen weit über jene der Privatwirtschaft hinaus, und es ist schnell klar, warum eine Privatisierung der Wasserversorgung zu einer Vernachlässigung der Infrastruktur führen würde.
Und schliesslich gewährleistet der freie Markt keine Chancengleichheit. Er schafft eine egoistische Welt, in der die Schwachen noch schwächer und die Starken noch stärker werden. Genau das würde geschehen, wenn man das Bildungswesen privatisieren würde. Der freie Markt kann der Forderung nach Gerechtigkeit und Chancengleichheit nicht genügen, und das ist ein wesentliches Element des Service Public.
Schlussfolgerung: Wenn der Service Public unseres Landes auch in Zukunft leistungsfähig bleiben soll, braucht es eine vertiefte Auseinandersetzung mit diesem Thema, an der alle betroffenen Akteure (Parteien, Gewerkschaften, direkt betroffene Organisationen) beteiligt sind, so dass die Spielregeln (Regulierung, wünschenswerter Wettbewerb, Lohn- und Arbeitsbedingungen) gemeinsam festgelegt werden können. Ausserdem muss man der Rolle des Marktes klare Grenzen setzen, um die Qualität der für die sozioökonomische Entwicklung des Landes unerlässlichen Infrastrukturen zu erhalten. Dies liegt im Interesse der Bevölkerung und der Wirtschaft.
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